
Badische Landesbibliothek Karlsruhe

Digitale Sammlung der Badischen Landesbibliothek Karlsruhe

Karlsruher Zeitung. 1784-1933
1919

29.1.1919 (No. 25)



2 25
162. JahrgangMittwoch, den 29 . Januar 19l9

EMebitioii:
Kartfiicdrich-
StraßeNr14
Fernsprecher:

Nr- 953
und 954

Postscheckkonto
Karlsruh«
Rr- 3515.

KansruherZeitung
Badischer Staatsanzeiger

Verantwortlich:
Haupffchrift-

leiter
C Lm « nd .

Druck
und Verlag :
G Braunsche

Hofbuch -
druckerci,beide
in KarlSruh «.

« e . u - Svrei » : vierteliSbrtich 1 75 chl; durch die Post im Gebiete der deutschen 'Sostoerwaltiwg, vrieftrii ^ rgebübr einqerechne». « SS ^ — Einzelnummer IO » — « nzeigengebühr : dir 7mal gefvaltene

» e<it-kile »der deren Raum SS » .„ziiatlch zg Teuerungszuschla,. Briefe und Gelder frei. Bei Wiederbol '-"ien tari,fester Rabatt , der als Kassenrabatt «itt und »erweizert « erden kann, wenn nicht binnen vier

« oittn nach Smvkana der Recht, ««» Zablimg erfolgt. Bei «lageerdebung. zwangsweiser Beitreibung und Kontur«», wahren füllt der Rabat , fort . Erfüllungsort Karlsruhe. — Im Falle von höherer Gewalt. Streik , Sperre .

» nSfverruna V-alchmenbrnch Betriebsstörun, im eigenen Betriebe oder in denen unterer Lieferanten bat der Imerrnt keine « nsprürbe. fall « die Zeitung verspätet, in beschränktem Umfange »der nicht ericheint . — Für

WlePhoaischr » dbesteklung von
'

Anzeige « wird keine Gewähr übernommen. — Unverlangte Drucksachen und Manuskripte werden nicht zuriickgegebe »nd e» wird krinerlei Verpflichtung ,n irgendwelcher Vergütung übernommen.

Die Friedenskonferenz.
Das Komitee der Friedenskonferenz trat am Montag vor-

mittag von 1V Uhr 80 Min . bi» 12 Uhr IS Min . za eraer Sri -

zung zusammen . Pich»« brachte, Vie HcwaS inekdet , den Ent -

Wurf der Instruktionen zur Kenntnis , die man der « ommtNW »

für P,le « mitgeben werde . NoulenS wird wahrscheinlich »n

d« ser Kommission Frankreich vertreten . Das Komitee wir»

in der nächsten Sitzung das Problem der deutschen Kolonien

und der Insel « im Stille « Ozean einer Prüfung unterziehen .
Man wird das chinesische Mitglied zur Beratung zuzteyen.

Präsident Wilson, -die Ministerpräsidenten und die Minister
d«» « »ßer« waren mit den « rrtretern Japans morgens von
tv Uhr bis mittags und von nachmittags 3 bi» S Uhr ver¬

sammelt . ' Sie . prüften das Borgehen und das Studiumpro¬
gramm der neuen Kommission für die »»»««mischen , finan¬
ziellen, maritime « und pivatrechtliche« Frag ?«. Am Nach¬
mittag setzte sich der Meinungsaustausch über die Fragen der

früheren deutsche« Kolonien im Stillen Ozean und im fernen
Osten fort . Die Vertreter der Dominions und der chinesischen
Minister wurden gehört . — Pichon teilt Lyoner Müttern zu-

folge im Kammerausschutz mit, daß die allgemeine KriedenS-
»»»ferenz aller « riegführeudea am Ist. Mai , dem Jahrestag
de» Frankfurter Friedens , in Versailles beginnen soll.

* Der „TempS" meldet lt . „B. P ." : Die Alliiertrnkonfereaz
hat in ihrer Sitzung am 25. Januar die allgemeine Anfhebna ,
der >mr dem L. « prtl 1917 geschloffenen Separatverträge be¬
schlossen.

Die akgelrhulen Anträge Italiens .
* „Homme Libre" meldet der «Bad . Pr ." zufolge : Die Dif¬

ferenzen zwischen Italien und dem neuen südslawischen Staate
find ernster Natur . Die Anträge Italiens sind auf Grund
früherer Verträge formuliert , die nach der Ansicht der Alliier -
ten durch dev Wilsonschen Völkerbund undurchführbar werden.
Die Alliierten erhoffen von der bewährten Einsicht der italie¬
nischen Staatsmänner , «daß sie gewillt sind , die nicht unge¬
fährliche Lage auf dem Balkan zu einer friedlichen zu ge¬
stillten" .

Dir SoziliUArrrkonferem irr Der«.
* AuS Bern wird gemeldet : Bisher sind beim Organisations¬

komitee der Sogialistenkonferenz 40 Delegationen mit 120 Mit¬
mitgliedern angemeldet worden, die 12 verschiedene Länder ver¬
treten . Die spanischen Delegierten werden nun doch noch in
Bern erwartet . Wie wir hören, ist auch Jouhaux in Bern
eingetrofsen und nimmt an den Vorarbeiten für den inter -
nationalen Kongreß teil .

Die internationale sozialistische Konferenz hielt am Sonn ,
tag unter den bisher erschienenen Delegierten vorbereitende
Sitzungen alb, die sich besonders mit der Frage des Stimmen¬
verhältnisses auf der kommenden Konferenz befaßten und die
vorbereitenden Schritte der Klärung der Völkerbundfrage gut .
hießen . Der Zentralvorstand der schweizerischen soziliastischen
Partei hat für den nächsten Samstag und Sonntag eine».
Parteitag ernberufen , um über die Teilnahme an der inter¬
nationalen Konferenz schlüssig zu werden . Der Zentralvor¬
stand hat mit 27 gegen 17 Stimmen einen Beschluß auf Teil -
nahme angenommen .

Die Schweizerische Depeschen-Agentur meldet . Laß der
österreichische Sozialist Friedrich Adler, der den Grafen
Stürgkh tötete, der Berner Konferenz werde beiwcchnen kön¬
nen. Die vom internationalen sozialistischen Komitee und
vom Organisationskomitee unternommenen Schritte führten
zum Ziele. Das Msum seines Paffes wurde unverzüglich ge-
währt .

Allgemeine Demobilisierung in Frankreich .
* Einer Meldung der „Homme Libre " zufolge hält die

französische Heeresleitung die allgemeine militärische Lage
nach den letzte« Waffenstillstandsbedingungen für so geklärt,
baß sie in die allgemeine Demobilisatio» einwilligt. Mit der
Entlastung von 10 Jahrgängen wird am 1. Februar begonnen .

Die preußische« Kaudlagsmahleu.
Frankfurt , 29. Jan . Die Feststellung der Wahlergebnisse

rst auch jetzt noch nicht vollendet. Die „Frkf . Ztg ." gibt fol¬
gende Zusammenstellung der bisher gemeldeten Mandatsver -
teilung , die sich auf 20 der 23 Wahlkreise bezieht und 346
von den 401 Mandaten umfaßt : Deutsche Demokratische Par¬
tei 57, Mehrheitssozialisten 134 , Unabhängige 22, Rational -
lwerale 17, Zentrum und Welfen 78, Konservative 37,
Schleswig-Holst . Bauerndemokratie 1.

Die Demobilisierten in der «eulrole « Zoue.
berichtet aus Berlin unterm 29. Jan . : Die

französische « Besatzungsbehörden hatten den Personen , die vor
t - August ioi 4 ^ dem französischen Abschnitt der neu-

« alen Zone nicht ansässig waren , den Aufenthalt daselbst ver-
E" - ^ uf den Protest der deutschen Waffenstillstandskom-

miipon ist neuerdings eine wesentliche Milderung dieser Be.
stimmungen eingetreten . Die französisschen BesatzungSbehSr-

Gesuche von entlassenen deutschen Hee-
um Aufenthaltsgenehmigung im französischen

«Achmtt der neutralen Zone zu entsprechen, falls diese Ge¬
suche durch wirtschaftliche Verhältnisse gerechtfertigt erscheinen.

Worn Tage .

(Die ReichSkonferrnz. Nordwestdentsch « Bestrrbungen .s

Die Reichskonferenz der frei staatlichen
Vertreter , die sich in erster Linie mit dem Preuß -

schen Verfassungsentwurf zu beschäftigen hatte , ist zu
einem abschließenden RHultat über die endgültige Form
der Verfassung nicht gelangt , sie hat vielmehr die ganze
Angelegenheit einer Kommission überwiesen . Die Be »

richte über die Sitzungen der Reichskonferenz waren

recht ungenau und widerspruchsvoll , so daß man ein

zuverlässiges Bild von den Einzelheiten kaum gewinnen
kann. Fest steht die Tatsache, Laß die Kommission die

Aufgabe erhalten hat, eine vorläufige Verfassung zu ent¬

werfen , die dann der Reichs regierung zur Begutachtung
vorzulegen ist. Dos letzte Wort über die Form der Ver¬

fassung wird in der Nationalversammlung gesprochen
werden . Es kommt also letzten Endes darauf an, was »

diese Körperschaft beschließen wird .

Auf der Reichskonferenz ist der Preuß 'sche Verfassungs -

entwurf naturgemäß ausführlich durchgesprochen worden .
Es zeigte sich dabei sehr bald, daß er als Ganzes eigent¬

lich von keiner Seite gebilligt wird . Einspruch wurde

. erhoben sowohl von den Vertretern des zentralistischen
Standpunktes , denen Preuß noch nicht weit genug ge¬

gangen ist, als auch von den Vertretern des partiku -

laristischen Standpunktes , die sich durch eine ganze Reihe
der Bestimmungen des Entwurfes beunruhigt fühlen .

Die Vertreter der preußischen Regierung protestierten
mit allem Nachdruck gegen den Gedanken einer Zerstük-

kelung Preußens . Und die überwiegende Mehrheit stellte

sich auf ihre Seite . Von den süddeutschen Bundesstaaten

hat namentlich Württemberg für die Erhaltung Preu¬

ßens in seinen alten Grenzen gesprochen, und zwar aus

Bedenken heraus , die im wesentlichen föderativer Natur

sind : Württemberg befürchtet, daß die Zerlegung Preu¬

ßens die Errichtung einer zentralen Reichsgewalt bedeu¬

ten würde ; eine solche Tatsache käme dem Ende der Bun¬

desstaaten gleich. Württemberg erblickt in einer zu star¬
ken Zentralisierung geradezu einen Schritt , der zum
Verfall des Reiches führen müsse ; dessen Einheit könne

allein durch die föderative Verfassung verbürgt werden .

Diese Auffassung hat sich dann in der Reichskonferenz
durchgesetzt .

Staatssekretär Dr . Preuß ist natürlich auf der Kon¬

ferenz für seinen Entwurf eingetreten und hat ihn noch¬
mals eingehend begründet . Aber auch er hatte Wohl
bereits erkannt, daß der Entwurf in seiner Grundtendenz
sich nicht würde durchdrücken lassen ; er gab infolgedessen
Teile seines Entwurfes Preis und erklärte sich mit Ab¬

änderungen einverstanden. Kurz zuvor hatte Ebert in
der Presse mitteilen lassen, daß die Reichsregierung sich
nicht mit allen Einzelheiten des Preuß '

schen Entwurfes
identifiziere , und daß sie in ihm lediglich eine brauchbare
Grundlage für weitere Beratungen erblicke.

Daß die Schwierigkeiten , die der Errichtung des Ver¬
fassungswerks entgegenstehen, außerordentlich große
sind , haben wir von vornherein nicht außer acht gelassen .
Bedauerlich bleibt die Taffache, daß die Meinungen der¬
artig auseinander gehen, und sich nicht auf einer Kom¬
promißlinie vereinigen ließen , aber dennoch : Wir haben
nach innen wie nach außen die Einigkeit bitter nötig .
Schon allein die Bestrebungen , die setzt wieder in

' Nordwestdeutsch ! and rm Gange find , beweisen
uns diese Notwendigkeit auf das Ernsteste . Der Kon¬
greß für die Gründung einer nordwestdeutschen
Bundesrepublik in Braunschweig hat nach den
Zeitungsberichten einen Verlauf genommen , der uns nicht
im Unklaren darüber läßt, was die Drahtzieher dieser
ganzen Aktion eigentlich wollen .

Zunächst ist darauf aufmerksam zu machen , daß die
Bevollmächtigten der Landesvertretungen beziehungs¬
weise der Landes-Arbeiter- und Soldatenräte , die an
dem Kongreß teilnahmen , ausschließlich der unabhän -
gigen Sozialdemokratie oder gar der Sparta¬
kusgruppe zuzuzählen sind . Wenn man sich allein diesen
Umstand vor Augen hält, wird man Misten, wo die Reise
hingehen soll. Das Ganze ist weiter nichts als ein Ver¬
such unter völliger Ignorierung des durch die Wahlen
bekundeten Volkswillens die Herrschaft der Minderheit
über die Mehrheit aufzurichten. Der Brvunschweiger
Kongreß will , daß die Arbeiter - und Soldatenräte die

politische Macht fest in den Händen behalten , da daS
Werk der Revolution durch den Ausfall der National¬
wahlen nicht gesichert sei . Und der Kongreß rechnet be¬
reits damit , daß die Nationalversammlung sich als unge¬
eignet erweisen würde , das Werk der Revolution zu voll¬
enden ; dann hätte nach dem Willen des Kongrestes die
Nationalversammlung abzutreten und ihre Befugnisse an
die Arbeiter - und Soldatenräte abzugeben . Mit aller
Entschiedenheit will man sich dafür einsetzen, daß das
System der Räteregierung erhalten bleibt und noch aus¬
gebaut wird .

Wenn man mit diesen Vorgängen zusammen die Nach¬
richt vergleicht , daß auch in Berlin ein neuer gewaltsamer
Putsch der Spartakusleute bevorstehen soll, so gelangt
man ohne lveiteres zu der Erkenntnis , daß es sich hier
um sehr gefährliche Bestrebungen und Ex¬
perimente handelt . Wir sind , wie alle vernünftigen
und besonnenen Menschen, der felsenfesten Überzeugung ,
daß die deutsche Nationalversammlung , in der die So¬
zialdemokraten mit den Demokraten ohne alle Sckstvierig»
keiten eine zuverlässige demokratische

' Mehrheit bilden
können , das deutsche Verfassungsleben im Sinne der Re¬
volution ausbauen wird , daß also irgendwelche Befürch¬
tungen , wie man sie in Braunschweig zu haben vorgibt ,
gar nicht ernsthaft in Frage kommen. Umsomehr charak¬
terisiert sich das Vorgehen der Unabhängigen in Nord¬
westdeutschland als ein undemokratischer Versuch, macht-
politische Zwecke gegen den Willen der Mehrheit durch-
zusetzen. Wir hoffen, daß die Reichsregierung entschlossen
ist, alle etwaigen Putschversuche und Gewaltsamkeiten
im Keime zu ersticken. -V

Zum Rückkitt des Generals von Wiuterfeldt .
* Zum Rückkittsgesuch des Generals von Winterfell

schreibt die . Deutsche Allg. Ztg.
" : „Die rote „Berliner Zei¬

tung " vom 27 . Jan . veröffentlicht unter der Überschrift „Gene¬
ral von Winterfeldt gegen Erzberger " eine in jeder Beziehung
unzutreffende Darstellung der Umstände , unter denen General
von Winterfeldt gebeten hat, aus seiner Tätigkeit als Bor .
sitzender der deutschen Delegation der internationalen Waffen¬
stillstandskommission in Spaa auszuscheiden . Das Blatt gibt
der Vermutung Ausdruck , daß zwischen General von Winter¬
fell und dem Vorsitzenden der WaffenstillstandSkommission»
Staatssekretär Erzberger , Meinungsverschiedenheiten bestän¬
den. Demgegenüber sind wir von seiten des Staatssekretär »
Erzberger zu folgender Erklärung ermächtigt: „Zwischen dem
General von Winterfeldt und dem Staatssekretär Erzbevger
haben seit dem 1 . Tag ihrer Zusammenarbeit in Compieane
die ausgezeichnetsten Beziehungen bestanden. In sachliche«
Fragen hat sich niemals eine Meinungsverschiedenheit gezeigt.
Wenn General von Winterfeldt unter den Schwierigkeiten der
Verhandlungen und unter dem fortgesetzten Zwang , zu prote¬
stieren, ganz besonders leidet, so erklärt sich das daraus , daß
General von Winterfeldt als Vorsitzender der deutschen Dele¬
gation in Spaa zu jeder Stunde persönlich jedem Übergriff
der Entente entgegenzutreten hat, während Staatssekretär
Erzberger als Vorsitzender der gesamten Waffenstillstandskom.
Mission von Berlin aus durch Vermittlung des Generals von
Winterfeldt den deutschen Standpunkt verkitt . Seit Wochen
hat General von Winterfeldt kein Hehl daraus gemacht, daß
er dem Auftreten der Sieger in Spaa gegenüber nicht mehr
lange die Verantwortung werde übernehmen können und daß
er mit Rückkittsgedanken umgehe .

"

Staatssekretär Erzberger hat der besonders peinlichen Situa¬
tion des Verhandlungsleiters in Spaa stets vollstes Verständ¬
nis entgegengebracht. Er war sich jedoch bewußt, daß gerade
die Persönlichkeit deS Generals von Winterfeldt mit ihrer vor¬
nehmen Sicherheit des Auftretens und einer selten zu finden¬
den würdevollen Schlagfertigkeit nur schwer zu ersetzen sei.
Deshalb hat er den General unter ausdrücklicher Zustimmung
der Reichsleitung durch ein in den wärmsten Worten gehal¬
tenes Telegramm gebeten, in der für alle deutschen Delegier¬
ten keineswegs beneidenswerten Lage durchzuhalten.

Das Telegramm hat folgenden Wortlaut : „Ihre Depesche er¬
halten . Verstehen vollkommen Ihre Gründe zum Rücktritt .
Bitte jedoch nach vorheriger Verständigung mit der Reichslei .
tung dringend , im Amt« bleiben zu wollen. Sie haben unser
volles Vertrauen und wir find überzeugt, daß Ihre wertvolle
Arbeit von keiner geeigneteren Kraft geleistet werden kann , ja ,
daß Ihr Rücktritt schweren Schaden unserem Vaterland « brin¬
gen müßte . Daru « bitte ich Sie , unter Zustimmung der
Reichsleitung , Ihr so schweres Amt weiter führen zu wollen ,
welcher Schritt Ihnen erleichtert werden dürste durch da»
anerkennende Verhalten des englischen, französischen und ame .
rikanischen Generals ."

Einführung des Arbeitszwangs ?
» Wie der „Lok.-Anz ." erfährt , schweben bei den zuständigen

Stellen ernste Erwägungen wegen Erlasses eines Gesetzes über
die Einführung des Arbeitszwanges.

Mit 1 Beilage : Amtl . Gewinnliste d. Wohltätigkeits -Geldlott . z. Besten d . Bayer . Freiwill . Sanitätskol . v. Roten Kreuz u. d . Rettungsdienstes d . Stadt München '



Folgen des KoUrnmaugels .
Die beiden für die Versorgung der Landwirtschaft mit Stick¬

stoff und damit für die Volksernährung ganz besonders wichti¬
gen Werke, das Leüna -Werk bei Merseburg und die Reichs-
ckerfx. M .P .iMeritz, Hie Deutschland etwa zur Hälfte mit Stick¬
stoff versorgen, werden infolge des KohleumangelZ in ihrer
Leistungsfähigkeit aufs,schwerste beeinträchtigt .

' Der letzte
Streif .im BräüflkHlenrevier drohte sie zum Erlegen zu brin¬
gest» und tue unzureichende Anfuhr aus dein Muhrrevier bietet
für die Aufrechterhaltung hes Betriebs eine stete Gefahr . Trotz¬
dem diese Werke gerade wegen ihrer hohen Bedeutung für
die BolksernähruNg bei der Kohlenversorgunq auf das aller -
möglichste bevorzugt werden, ist es bei dem jetzigen Mangel
an rollendem Mckterial, hauptsächlich an Lokomotiven, und den
trostlosen Arbeitsverhältnissen in den Nuhrreoieren nicht mög¬
lich, die 140 Wagen täglich heranzurollen , die sie zur Aus¬
nutzung ihrer Leistungsfähigkeit wmuchen . . Wie schwer da¬
durch unsere Landwirtschaft und Brotversorgung getroffen
wird , liegt auf der Hand.

Die ernste Lage ln Ost- und Westpreutzen.
* Die Lag« in Ostpreußen ist wie die „Bad . Pr ." von zu¬

ständiger Seite hört , bedenklich ernst. . Der 8 . Armee stehen
beispielsweise mehrere bolschewistische Divisionen gegenüber ,
der 10 . Armee etwa MM ) Man » . Dabei ist zu bedenken, daß
die beider » deutschen Armeeu nur von ganz geringer Kampf¬
stärke sind . Die „eiserne Division"

, die sich nachher „eiserne
Brigade " nannte , besieht z . B - nur aus SO Mann . Die pol¬
nische Propaganda in Westpreußen und der polnische Vorstoß

nach Norden erschweren die Verteidigungsmaßnahmen gegen
die Bolschewisten in höchstem Maße . Der Vollzugsrat in
Königsberg und- verschiedene örtliche Arbeiter - , und Soldaten¬
räte versuchten die Öffentlichkeit durch unrichtige Meldungen
zu beruhigen . Demgegenüber muß festgestellt werden, daß die
Lage als durchaus ernst zu bezeichnen ist.

Das Wahlergebnis ln ^ Mecklenburg.
s Br de l Walle z i l ver,zssunggebenden mecklenburgischen

Landlag verreneu sich die Sitze nach dem vorläufigen Wcchl-
ergcvms ivie golgl : Soziawemokraten 31, Demokraten 18,
Deutichnanoimle Volkspartei 8, Deutsche Volkspartei 3, Mit -
te .lstaudsparter 1 , Dorsbund 1 , außerdem noch 2 «Sitze für die
verbundene Liste der bürgerlichen Parteien des 4 . Wahl¬
kreises.

Erzwungene Trauer für Liebknecht .
* In Stettin protestierte eine Versammlung von 5000 Be¬

amten , gegen eine erzwungene Trauer für Liebknecht und for¬
derte von dem Arbeiter - und Soldatenrat eine ausreichende
Genugtuung für die Behörden und insbesondere für den
Oberpräsidenten wegen der . durch die gewaltsame Hissung von
roten Flaggen anläßlich der Beerdigung von Liebknecht an¬
getanen Beleidigung . Auch die Soldatenräte der aktiven Regi¬
menter mW der Marineformation Stettins protestieren öffent¬
lich gegen die Shmpathiekundgebungen für . Liebknecht , dessen
Wirken den Brudermord heraufvesch -uvren habe.

Die Heimbeförderung der Deutsche» aus China .
* Dem Amsterdamer „Mg . Handelsbl .

" zufolge berichten
die Knies aus Peking : Die Heimbeförderungder Deutschen
aus China erstreckt sich auch auf die Missionare , die als die
tätigsten Propagandisten betrachtet werden ; aber nicht auf
die Arztemissiongre als geschlossener Verband, obwohl auch
einige dieser Mfstöuare heimbefördert werden.

Bildung von Soldatcnräten in Italien .
italienische Kricgsminister erläßt ein scharfes Verbot

gegen die Beteiligung von Offizieren und Mannschaften an
politischen Kundgebungen . Die Verordnung geißelt ins¬
besondere die ' an verschiedenen Stellen vorgenömmene Bildung
von Soldateiträten , sie die Rühe und Sicherheit der Nation,
gefährden.

Waden.
*^ Dijl -H Per « Lnüng des Stsütskommisfars für die

wirtschaftliche Demobilmachung vom 22 . Januar 1919
(Gesetzes- und Verordnungsblatt Nr . 6 , Seite 23) ist die
Vermittelung offener Stellen für männliche und werbliche
Arbeitskräfte aller Art (Angestellte , gewerbliche, land¬
wirtschaftliche, häusliche Arbeiter , Dienstboten ) auf die
öffentlichen und diejenigen bestehenden, nicht öffentlichen
Arbeitsnachweise beschränkt worden , welche nicht gewerbs¬
mäßig betrieben werden und sich den für ihren Betrieb
vom Staatskommissar oder der von ihm beauftragten
Stelle ergehenden Bestimmungen unterwerfen . Die Ar¬
beitgeber haben alle offene Stellen jeweils auf schnell¬
stem Wege bei .dem nächsten Arbeitsnachweis anzumelden ',
dies gilt auch, wenn der Arbeitgeber eine Behörde ich
Entlassungen von Arbeitskräften dürfen nur noch unter
Einhaltung einer Kündigungsfrist von mindestens zwei
Wachen erfolgen , sofern nicht eine längere Kündigungs¬
frist ^Gesetzlich vorgeschrieben oder vereinbart ist. Aus¬
nahmen gelten für vorübergehende Beschäftigungen und
Fälle , in denen nach gesetzlicher Vorschrift ohne Frist ge¬
kündigt werden darf ; zu den letztgenannten Fällen zählt
jedoch nicht Mangel an Betriebs - oder Rohstoffen . Ar¬
beitgeber , die gezwungen sind, Arbeitskräfte infolge der
wirtschaftlichen Verhältnisse zu entlassen, müssen die Zahl
- er zu Entlassenden gleichzeitig mit der Kündigung dem
zuständigen Arbeitsnachweis anzeigen . Allen zu entlas¬
senden Arbeitskräften ist bei der Kündigung der nächst¬
gelegene , für sie zuständige Arbeitsnachweise vorn Arbeit¬
geber ausdrücklich bekannt zu geben.

Militärische Grenzsperre .
" Die im Laufe des Krieaes verbänaten militä¬

rischen Grenzsperren gegen spionageverdächtige Per¬
sonen und stmsti -ge unzuverlässige Personen sind allge -

aufgehoben worden .

Den Verkehr mit Saatgut von Hülsenfrnchten .
* * Der Genossenschastsverband badischer landwirtschaft¬

licher Vereinigungen in Karlsruhe und der Badische
Bauernverein in Frerburg sind zum Handel mit Hülsen¬
fruchtsaatgut — und zwar sowohl zum Ankauf wie zum
Vertrieb — im Lande Baden zngelassen worden .

* Mch einer Mitteilung der Landesvennitttungsstelle
beim Statistischen Landesamt ist nicht zu befürchten, daß,
wie im letzten Spätjahr , bei Ausstellung der Saat -
karten Verzögerungen emtreten werden , da die ein¬
zelnen Ksmmunalverbände ausreichend mit Saatkarten
versehen sind. Erforderlichenfalls können solche nnmit -'
telbar hei dem Vertrauensmann der Reichsgetreideftelle
für den Saatgutverkehr , Diplom -Landwirt Erich Herr¬
mann (Adresse: Landesvermittlungsstelle beim Statrsti -
scheu Laud-esämt in Karlsruhe ), angefordcrt werden .

* Nr . K beS Badischen Gesetzes - und Verordnungsblattes
hat folgenden Inhalt : Verordnungen : des Staatskommissars für
die wirtschaftliche Demobilmachung : die Arbeitsvcrmittelung
betreffend ; die Vereinheitlichung des Arbeitsnachweises be¬
treffend . Berichtigung.

Badische verfassunggebende Nationalversammlung .
Die Tagesordnung der 2 . öffentlichen Sitzung am Don¬

nerstag den 30 . Januar 1919, vormittags 10 Uhr , enthält außer
der Anzeige neuer Eingänge folgende Punkte :

1 . Beschlußfassung über die geschäftliche Behandlung der an¬
gekündigten Gesetzesvorlagen wegen Abänderung der Ge¬
meindeordnung und der Städteordnung sowie von weiteren
Eingängen ;

2 . Bekanntgabe der Konstituierung der bis jetzt bestellten
Kommissionen für Wahlprüfung , Verfassung und Geschäfts¬
ordnung ustv . ;

3. Mündlicher Bericht der Geschästsordnungskommission und
Beratung über den Vertrag wegen Herstellung der Druck¬
arbeiten für die Verfassunggebende Nationalversammlung , Be¬
richterstatter Abg . Witte mann ;

4 . Mündliche Berichte der WaUprüfungskommission uird
Beratung über die Wahlen zur Rationalverssammlung s ) im
zweiten Wahlkreis : Landcskommissarjat Areiburg , Berichter¬
statter Abg . Ihrig ; b ) im vierten Wahlkreis : Landeskom-
missariat Mannheim , Berichterstatter Abg . Seubert .

oc . Ter Berfnssungsansschuß der Nationalversammlung for¬
mulierte in seiner gestrigen Sitzung den 8 12, der von der
Wehrpflicht spricht , folgendermaßen : „Die Militär - und Hilfs¬
dienstpflicht richtet sich nach! den Gesetzen des Deutschen Rei¬
ches." ß 13 ^(betr . Eigentum und persönliche Freiheit der Ba¬
nner ) wurde mit einer kleinen Streichung angenommen .
. Ter Wichtigkeit der Materie entsprechend (Sozialisierungs -
frage ) knüpfte sich an den< folgenden 8 14 eitle größere Aus¬
sprache . Die Vertreter der Sozialdemokratie träten für die
jetzige Fassung der Regierungsvorlage ein , während von den
Vertretern »der bürgerlichen Parteien besonders juristische Be¬
deuten gegen diesen Paragraphen geltend gemacht werden.
Hierauf betonte ein Redner der Sozialdemokraten , daß zuerst
die volkswirtschaftlichen Notwendigkeiten in Betrachjt kommen,
denen Ach die Jurisprudenz keinesfalls hemmend in den Weg
sielleit dürfe . Hierauf forderten Vertreter der bürgerlichen
Parteien , daß -bei allen Enteignungen unbedingt der Zivil -
rechisweg offen gehalten werden müsse . Nach Finer längeren
Aussprache stellte der Berichterstatter einen Abänderungsan -
trag , wonach die Höhe der Entschädigung bei einer Sozialisie¬
rung Furch die Zibilgerichte bestimmt wird . Das Nähere be-
stimmt dann das Etsteignungsgesetz. Dieser Abänderungsan .
trag wurde mit 14 gegen 7 Stimmen angenommen und damit
der sozialdemokratischeAntrag abgelehnt. t

Der .tz 14 lautst nun in der neuen '
Fassung ; „Das Eigen -

tum steht unter dem Schutz der Verfassung. Niemand kann ge¬
zwungen werden, sein Eigentum zu öffentlichen Zwecken abzu¬
geben, , -ls nach Entscheidung des StatSministerimns und gegen
Entschädigung. . Die Höhe der Entschädigung bestimmen die
ZivilgerMe . Das Nähere bestimmt das Enteignungsgesetz,
PH und unter .welchen Voraussetzungen Privateigentum zum
Zwecke der Bewirtschaftung für die Allgemeinheit dem Cigen-
tümeh - ganz oder teilweise entzogen werden kann , wird durch
das Gesetz bestimmt. Die hiernach zu erlassenden Gesetze be¬
dürfen der für Verfassungsänderungen vorgeschriebencn Mehr¬
heit -

" .
Der 8 IS (Verbindlichkeit des Staates gegen seine Gläubi -

ger) wurde mit einer kleinen Änderung bcibehalten . — Zu 816
(Strafsachen ) wurde als Termin , innerhalb dessen ein Ver¬
hafteter unbedingt . vernommen werden mutz, der Zeitraum von
24 Stunden festgesetzt . Der Absatz 3 des 8 16, welcher die Ab¬
schaffung detL- Todesstrafe bestimmt, wird gestrichen , da man
hier di« Entscheidung des Reiches abwarten will. Fortsetzung
Mittwoch vormittag .

W .T .-B. Lörrach, 28 . Jan . Gestern mittag besetzten die
Franzosen den rechtsrhctnisschen Brückenkopf der Eisrnbahn -
britcke bei Leopoldshöhe. Die dort befindliche Wache der Volks -
Wehr mußte sich zurückziehen .

Aus öev LunöesHcruptstcröl.
„Hindenburg in der Rumpelkammer ". Unter dieser Spitzmarke

brachte der „ Volksfreund" dieser Tage eine Notiz, wonach bei
einem Besuch französischer Offiziere im Karlsruher Rarhause
das Bild Hindeitburgs , des Ehrenbürgers der Stadt Karls¬
ruhe aus dem Empfangszimmer des Oberbürgermeisters ent -
sernt und in das Dienerzimmer gestellt worden sei . Das
Städtische Nachrichtenamt bemerkt hierzu : In der Tüt befand
sich das Bild Hindenburgs , Fas auf einer Staffelei im Em-
pfangszimmer stand, als der Oberbürgermeister zu der Bespre¬
chung mit dem französischen Besuch in sein Sprechzimmer ein¬
trat , zu seinem Erstaunen nicht an seinem Platze . Wie sich
nachher herausstellte , war es ohne Wissen und Willen des
Oberbürgermeisters auf Veranlassung eines anderen bei der
Besprechung beteiligten Herrn in das anstoßende Lesezimmer
( nicht Dienerzimmer ) verbracht worden. Der Oberbürgermei .
ster hat dieses Borgehen entschieden mißbilligt und das Hinoen -
burgbild sofort wieder an seinen früheren Platz verbringen
lassen.

Staatsanzeiger .
Die badische vorläufige Volksregierung hat unterm 9. Ja¬

nuar d. I . dem Vorstand des Versorgungsamts XIV . Ar¬
meekorps Oberstleutnant Maas die Stelle des . Komman¬
danten des III . Distrikts der badischen Landespolizeitruppe
in Karlsruhe mit Wirkung vom Tage des Dienstantritts über¬
tragen .

Die badische vorläufige Volksregierung hat unterm 11 . Ja¬
nuar d. I . beschlossen, dem Vorsteher des Nniversitätssekre -
tariats Kanzleirat Franz Freudemann in Freiburg den Titel
Oberkanzleirat zu verleihen.

Die badische vorläufige Volksregierung hat unter dem 11.
Januar d . I . beschlossen, den ordentlichen Professor der Geo¬
metrie an der Technischen Hochschule in Karlsruhe vr . Hans
Mohrmann seinem Ansuchen entsprechend mit Wirkung vom
1 . Avril d. I . aus dem staatlichen Dienste zu entlassen . »

vorläufige Volksregierung hat unterm 13. Januar >d>-LH
beschlossen, dem Finanzassessor Otto Hammetter von KarM
ruhe den Titel Finanzamtmann zu verleihen und

den Finanzaffeffor Max Jäger von Rastatt unter Verleihungdes Titelst Finanzamtmann zum zweiten Beamten der Fi »
nanzverwastung zu ernennen . . ,

" Die badische
'

vorläufige Voltsregierung hat unterm 10. Ja¬
nuar d. J . beschlossen, den Forstmeister Karl Wittemann inl
Durlach auf Ansuchen wegen vorgerückten Alters unter An»
erkennung seiner langjährigen treuen Dienste aus 1 . April
d. I . in den Ruhestand zu versetzen und ihm den Titel Forst¬
rat zu verleihen , ferner

den Forstaffessor Hermann Diehlin aus Gauangelloch zum'
Forstamtmann zu ernennen .

Die vorläufige Volksregierung — Gesamtmmisterium —
hat unterm 14. Januar d. I . beschlossen, den Forstmeister Karl
Roth in Neckargemünd unter Verleihung des Titels Forstrat
und unter Anerkennung seiner langjährigen treuen Dienste
seinem Ansuchen gemäß ans 1 . April d. I . in Le» Ruhestand
zu versetzen ;

den nachbenannten Oberförstern und zweiten Beamten dev
Forftverwaltung unter Ernennung zu Forstamtsvorständen zu
übertragen und zwar : Franz Burger das Forstamt Wolsach.Or . Emil ^Wimmer das Forstamt Odenheim, Kar ! Rühle das
Forstamt Säckingen, Otto Faudi das Forstamt Tiengen , Max
Rochlitz das Forstamt Pfullendoft , Friedrich Schiffer das Forsi -
amt Boxberg und Hermann Fürstenwrrth das Jorstamt Löf-
fingen ;

den Forstamtsvorständen und zwar : den Forstmeistern Her¬
mann Krautinger in Offenburg das Forstamt Konstanz, Otto
Eberbach in Konstanz das Forstamt Radolfzell und Philipp
Reinhardt in Wolsach das Forsinmt Schönau b. H . in Neckar -
gemünd,

den Oberförstern Otto Spitzmiiller in Säckingen das Forst¬
amt Pforzheim , Eugen Giß in Ühlingen das Forstamt
Offcnburg , Or . Rudolf Pfefferkorn in Tiengen das Forst¬
amt Gernsbach und Paul Franck in Stein das Forstamt
Ühlingen zu übertragen . -

Die badische vorläufige Volksregierung hat unterm IS. Ja »
nuar d. I . den Oberbausekrctär Johann Baptist Leuthnrr iw
Freiburg auf fein Ansuchen wegen vorgerückten Alters unter
Anerkennung seiner langjährigen treuen Dienste auf 1 . April
d . I . in den Ruhestand versetzt .

Die badische vorläufige Volksregierung hat unterm 16 . Ja¬
nuar d. I . beschlossen, den Bausekretär Andreas Weimer in
Bruchsal unter Ernennung zum Obevbausekretär und

die Finanzsekretäre Johann Janzer in Dürrheim , Valentin
Willy in Tauberbischofsheim, Wilhelm JooS in Pforzheim ,
Heinrich Eichhorn in Freiburg , Eduard Frey in Freiburg , Ro-
beit Lanbcrt in- Heidelberg, Georg Neudörfer in Mosbach,
Ernst Hüfner in Karlsruhe , Richard Lachemnaycr in Radolfzell,
Emil Vsttrath in Karlsruhe und Peter Schmitthelm in Dv»
naueschingen unter Ernennung zu Oberfinanzsekretären in
ihren Ämtsstellen zu bestätigen.

Die badische vorläufige Volksregierung hat mit Entschlie¬
ßung vorn 18. Januar d. I . daI Kollegialmitglied der Ober¬
direktion des Wasser- u>id Straßenbaues , Geheimen Oberbau -
rat Herma» » Stolz auf sein Ansuchen wegen vorgerückten
Alters unter Anerkennung seiner langjährigen und treugelei -
steten Dienste auf den 1 . Februar d. I . - in den Ruhestands
versetzt . :

Die badische vorläufige Volksregierung hat unterm 21 Ja »
nuar d . I . den Ooereilenbahnsekretär Achilles Bernhard
Karlsruhe zum Oberstationskontrollcur ernannt .

Der von Seiner Durchlaucht dem Fürsten Max Egon zu
Fürstenberg aus die Pfarrei Sendenhart , Dekanats Meßffrch,
präsentierte bisherige Hofkaplan Karl August Heilig in Hei -
ligenbcrg ist am 17. November 1918 kirchlich eingesetzt worden,
> Der mit StaatSmimsrerialentschließung vom 7 . November
1918 aus der Zahl der vom Erzbischöflichen Ordinariat vor-
gcschlagenen Bewerber auf die katholische Pfarrei Oberhausen ,
Dekanats Philippsbnrg , designierte Pfarrverweser Stephan
Wildemann in Obrrhansc » ist am 26 . Dezember 1918 kirchlich!
eingesetzt worden.

Vom Ministerium der Justiz ist unterm 19. Dezember 1918
Rechtsanwalt , vr . Martin Hirschhorn, der seine Zulassung beim
Landgericht Mannheim ausgegeben hat , als Rechtsanwalt Leim
Amtsgericht Baben und gleichzeitig beim Landgericht Karls¬
ruhe mit dem Wohnsitz in Baden zugelasscn worden.

Vom Ministerium der Justiz ist unterm 27 . Dezember 1618
Gerichtsaffessor vr . Herbert Engelhard aus Mannheim als
Rechtsanwalt beim Landgericht Mannheim .mit dem MohnstH
in Mannheim zugelasscn worden.

Das Ministerium der Justiz hat unterm 3. Januar d. I . die
Justizsekretäre Karl Geisendörfer bei der Direktion des Män¬
nerzuchthauses Bruchsal zur Direktion des Landesgefängnisses
Freiburg nnd Artur Schreyeck bei der Direktion deS LandeS-
gcfängnisses Freiburg zur Direktion des MännerzuchthauseA
Bruchsal versetzt .

Das Ministerium der Justiz hat unterm 3 . Januar d. I . den
Justizsekretär Karl Wäsch beim Landgericht Mannheim zum
Amtsgericht Mannheim und den Justizäktuar Hermann
Schmitt beim Amtsgericht Mannheim zum Landgericht Mann¬
heim verseht.

Vom Ministerium der Justiz ist unterm 9 . Januar d . I .
Gerichtsassessor Karl Ekelig aus Mannheim als Rechtsanwalt
beim Landgericht Mannheim mit dem Wohnsitz in Mannheim
zugelaffen worden.

Das Ministerium der Justiz hat unterm 24. Januar d. I .
den Justizsekretär Johann Jacobi beim Amtsgericht Adels-
Heim seinem Ansuchen entsprechend unter Anerkennung seiner
langjährigen treugeleisteten Dienste wegen vorgerückten Alter -
in den Ruhestand versetzt .

Das Ministerium des Innern hat unterm 6. Januar d. I .
den Gewerbelehrerkandidaten Rudolf Schiek in Karlsruhe zum
Gewerbelehrer in Tauberbischofsheim ernannt .

Das Ministerium des Innern hat unterm 7. Januar d . I .
den llnterlehrer Eduard Frey an der gewerblichen Fortbil¬
dungsschule in Badisch -Rheinselden zum Hauptlehrer daselbst
ernannt .

Das Ministerium des Innern hat unterm 13. Januar d. I .
den Gewerbelehrerkandidaten Karl Büchlex in Durlach zum
Gewerbelehrer in Säckingen ernannt .

Das Ministerium des Innern hat unterm 13. Januar d . I .
den Gewerbelehrerkandidaten Alfred Rrchi in Karlsruhe zum ^
Gewerbelehrer in Durlach ernannt .

Das Ministerium des Innern hat unterm 18. Januar d. I .
die Versetzung des Verwaltungssekretärs Adolf Fränznick beim
Bezirksamt Heidelberg zum Landeskommissär Mannheim zu¬
rückgenommen und den Berwaltungssekretär Robert Boppre
beim Bezirksamt Mannheim dem Landeskommissär daselbst
zugewiesen.

Mit Entschließung des BerkehrsnrinisteriumS dom 18. Januar
d. I . wurde die Versetzung des Betriebsinspektors Georg Häsrle
in Mannl )eim nach Karlsruhe zurückgenommen und Betriebs ,
inspektor Richard GoebeS in Waldshut statt nach Mannheim
zum Betriebsbureau der Generaldirektion der Staatseisenbah¬
nen nach Karlsruhe versetzt .



^ Mtt^L^st
'
ch^ jpMHGesUberkehrSnünisterium» von ». A . ^ miuar

d. I .,wurde MvschrneninspcktorEugen Keller in Karlsruhe zurW« kftätteinspektioa Schwetzingen versetzt.
Mit Entschließung des Verkehrsministeriums wurde Bau -

dllpektor Artur Lenz in Karlsruhe zur Bahnbauinspektion Ba¬
kel, Bauinspektor Emil Kärcher in Karlsruhe zur Bahnbau -
mkpektion 2 Kreibprg und Bauinspektor Erich HauenschiU» in
Ossenburg zum Bahnunterhaltungsbureau der Generaldirek -
tton der StaatLeisenbahnen nach Karlsruhe versetzt.

Das Finanzministerium hat unterm 18. Januar d . I . den
Forstamtmann Albrecht von Göler dem Forstamt Baden als
zweiten Beamten zugewiesen.

Das Finanzministerium hat unterm 20. Januar d. I . den
^ Finanzamtmann Theodor Ganter bei der Forst - und Domänen -
d direktion zum Hauptzollamt Basel versetzt.

Die Forst- und Domänendirektion hat unterm 16. Januar
d. I . den Finanzsekretär Hermann Stern in Konstanz zum
Domänenamt MeerSburg versetzt .

Die Generaldirektion der Staatseisenbahnen hat die Eisen-
bahnsekretäre Ernst Häusler in Lahr -Stadt nach Stockach , Ed¬
mund Schikorr in Singen (Hohentwiel ) nach Denzlingen , Ju¬
lius Vierling in Ettlingen nach Achern, Max Hildenbrand II
in Mannheim nach Waldshut , Theodor Helmstädter in Wil¬
ferdingen zur Zentralverwaltung , Emil Gießer in Weil -Leo-
poldshöhe nach Basel und Gustav Fehle in Weil -Leopoldshöhe
nach Basel versetzt .

Die Generaldirektion der Staatseisenbahnen hat unterm
13. Dezember v. I . den Bausekretär Jakob Hertner in Heidel-
borg „ ach Schwetzingen versetzt.

Die Generaldirektion der Staatseisenbahnen hat unterm
14. Januar d. I : den Bnusekretär PiuS Barth in Mannheim
nach Heidelberg versetzt .

Gestorben:
am 23. Dezember 1918 : Keller, Ferdinand , Oberreallehrer

an der Oberrealschule in Konstanz.

Gültigkeit der wirtschaftlichen Verordnungen betr .
Wir nehmen Veranlassung , auf die im R .G .Bl . 1919 S . 18

veröffentlichte Bekanntmachung der Reichsregierung vom 28 .
Dezeueber 1918 besonders hinzuweisen . Die Bekanntmachung
hat folgenden Wortlaut : .

„ Eingriffe einzelner Personen , sowie örtlicher Instanzen
in die durch kriegswirtschaftliche Verordnungen geregelten
Gebiete zeugen von der vielfach herrschenden Auffassung , daß
diese Verordnungen durch die Änderung der Regierungs¬
form außer Kraft getreten seien.

Demgegenüber wird ausdrücklich festgestellt, daß alle von
dem Bundes rat , dem Reichskanzler, der Heeresverwaltung
und den militärischen Befehlshabern innerhalb ihrer Zustän .
digkcit erlassenen kriegswirtsschastlichen Verordnungen , so¬
weit nicht ihre Aufhebung seitens der zuständigen Stellen
besonders verfügt '

ist, ihre Wirksamkeit in vollem Umfang
behalten haben und daß auch in Zukunft die Regelung der
Belmrtschastung der in Frage kommenden Stoffe ausschließ¬
lich den in den Verordnungen genannten oder den inzwi¬
schen an ihre Stelle getretenen Behörden Vorbehalten ist.
Jedes Eingreifen Dritter in die durch kriegswirtschaftliche
Anordnungen geregelten Gebiete ist unzulässig und strafbar .
Dies gilt auch für Handlungen von Landes - und lokalen
Instanzen , den Sn die h ffugnis zu wirtschaftlichen Maßnah¬
men nicht ausdrücklich übertragen ist.

'
.n-K -sÄi K ^ .dey^M ,D«rencher 1018.

Die Reichsregierung :
Eb. ert . Scheid emann .

- , Dtk Staatssekretär des ReichKwirtschastsamtS: ^
Or. August Müller .

des ReichSanits für wirtschaftliche Demobilmachun - :
Koeth .

"

Es lyird hiermit von hier aus das Gleiche festgestellt und
« klärt auch hinsichtlich der von den geordneten badischen Be¬
hörden erlassenen und künftig zu erlassenden kriegswirtschaft¬
lichen Verordnungen und Anordnungen .

Im ganzen ist beachtlich , daß widerrechtliches Eingreifen
von seiten Unbefugter Dritter , Einzelpersonen oder unzu¬
ständiger Stellen , diese sehr leicht , unter Umständen in erheb-
lichein Umfang, auch privatrechtlich verantwortlich und scha¬
densersatzpflichtig macht . - >

Ka rlsruhe , Len L3. Januar 1919 .
Badisches Ministerium für Ernährungswesen .

Trunk . Or . Schühly.

Bekanntmachung.
Zgr Regelung des Arbeitsnachweises während der Über¬

gangszeit zur Friedenswirtschaft wird im Hinblick auf die
Verordnung des Staatskommissars für die wirtschaftliche De¬
mobilmachung, betreffend die Arbeitsvermittelung vom 22.
Januar 1919 ( Gesetzes - und Verordnungsblatt Nr . 6, S . 26)
bekqnnt gegeben:

Die Leitung des gesamten Arbeitsnachweiswesens in Ba¬
den liegt bei dem, dem Ministerium für Übergangswirtschaft
und, Wohnungswesen angegliederten Landeswirtschaftsamt rn
Karlsruhe , Kronenstr . 40 .

Die sachliche Arbeitsausführung liegt bei der Landesstelle
für Arbeitsverrnittelurig in Karlsruhe , Zähringerstr . 100 .

2 . , . ,
Die unmittelbare ArbeitSvcrmittelung leisten die nach H l

der obengenannten Verordnung zugelassenen Arbeitsnachweise .
3.

Die Arbeitsvermittelung erstreckt sich auf alle Berufe für
männliche und weibliche Personen .

4.
Alle Arbeitsuchenden richten ihre Gesuche an den nächst -

gelegenen, nach 8 1 der obengenannten Verordnung in Be¬
tracht kommenden Arbeitsnachweis ; sie können sich aber auch
bei einem beliebigen anderen nach 8 1 der Verordnung zu¬
gelassenen Arbeitsnachweis melden . Die Gesuche sind grund¬
sätzlich nur bei einem Arbeitsnachweis einzureichen .

5. : ,
Die Arbeitgeber melden offene Stellen bei dem nachst -

gelegenen, nach 8 1 der obengenannten Verordnung in Be¬
tracht kommenden Arbeitsnachweis . Die Arbeitgeber melden
ihren Bedarf grundsätzlich nur bei einem Arbeitsnachweis an .

6.
Die mit der Arbeitsvermittelung befaßten Stellen haben

dem Landeswirtschaftsamt oder dessen Beauftragten auf Ver¬
langen die erforderliche Auskunft über die den Arbeitsnach¬
weis betreffenden Fragen zu erteilen .

Karlsruhe , den 22 . Januar 1919 .
Ministerium für Übergangswirtschaft und Wohnungswesen .

Ministerium für soziale Fürsorge .
Der Minister : Martzloff .

- Etaaksznschnst
' r zn vssrntlichrr ?»otstandsarbeiten betr .

Um den rückkehrenden Kriegsteilnehmern und sonstigen
Arbeitslosen Gelegenheit zur Beschäftiguitg zu bieten , haben
zahlreiche. Gemeinden zum Teil in erheblichem Umfange Rot-
standsqrbeiten in Angriff genommen. In manchen Gemein -
den steht aber dem gleichen Vorgehen der Umstand entgegen,daß infolge der durch den Krieg verursachten Steigerung der
Preise und Löhne die Kosten , mit denen oie Ausführung sol¬
cher Unternehmungen verbunden ist, sich in ganz außer¬
ordentlicher, die Leistungsfähigkeit der Gemeinden überstei¬
gender Werse « höht haben. Um dieses Hindernis aus dem
Wege zu räumen , haben sich Reich und Staat entschlossen , zuden Kosten dies« Notstandsarbeiten Zuschüsse zu leisten.

kl.
Demgemäß wird im Einverständnis mit dem Ministeriumder Finanzen folgendes bestimmt:
1 . Die Zuschüsse werden an Gemeinden und Gemein -

deverbände » sowie an öffentliche Wassergenos¬
senschaften und Feldbereinigungsgemein ,
schäften gewährt , andere Körperschaften des öffentlichen und
privaten Rechtes sowie Privatpersonen können keine Zuschüsse
erhalten . Jedoch können Gemeinden und Gemeindeverbänden
Zuschüsse auch dann gewährt werden, wenn sie sich mit anderen
Körperschaften oder Privatpersonen , die selbst von der Unter -
stützung ausgeschlossen sind, zu gemeinsamen Unternehmen ver.
binden oder sich in anderer Weise , z . B . durch Zuschußgewäh¬
rung , Übernahme von Haftungen usw. an den Unternehmun¬
gen beteiligen . Die Zuschüsse werden in diesen? Falle aber
nur in dem Maße gewährt , welches der Beteiligung der Ge¬
meinde oder des Gemeindeverbandes entspricht.

Unternehmungen , zu denen nach den Bestimmungen des
Bundesrats vom 31 . Oktober 1918 Zuschüsse aus den Mitteln
des Reichskommissars für das Wohnungswesen gegeben wer¬
den (vergl . Badischer Staatsanzeiger Nr . 274 vom 23 . Novem¬
ber 1918 ) scheiden für die hier in Frage stehende Zuschuß¬
gewährung aus . Dagegen können für andere Wohnungsbau -
ten , die aus diesen Mitteln nicht unterstützt werden , und für
andere Gemeindebauten , z . B . Schnlhäuser , Zuschüsse gewährt
werden.

2. Zuschüsse sollen nur zur Ausführung solcher Unterneh¬
mungen bewilligt werden, die an sich auch wirtschaftlich gerecht¬
fertigt find, deren Ausführung aber durch die gegenwärtigen
Baustoffpreise und Löhne gehindert, werden würde . Fern «
sollen im allgemeinen nur solche Unternehmungen bedacht
werden, bei welchen der Auftvand für die Lohne den Aufwand
an Baustoffen bedeutend überwiegt und Kohlen nur in gerin¬
gem Riaße gebraucht werden, sowie solche, die tunlichst auch bei
Schneefall und Frost fortgeführt werden können. Demnach
kommen also Arbeiten der Eisenbahn und Straßenbahnen , an
Flüssen, Kanälen , Kanalisationen und Wasserleitungen , Be¬
wässerungen und Entwässerungen , Holzfällungs - und Holz¬
schneidearbeiten, Arbeiten in Steinbrüchen , Ziegeleien und
Tongruben vorzugsweise in Betracht . Jedoch sind auch
andere Arbeiten von der Zuschußgeivährung grundsätzlich nicht
ausgeschlossen .

3. Die Zuschüsse werden nur zur Bestreitung der durch den
Krieg verursachten Überteuerung gewährt . Als solche
gilt der Betrag , um den der derzeitige Kostenaufwand den
mutmaßlichen Auftvand vom Juli 1914 zuzüglich eines Zu «
schlagcs von 40 v . H . übersteigt. Auch ivird ein Zuschuß nur für
die bis zum 15 . Juli 1919 tatsächlich ausgeführten Un¬
ternehmungen oder für die bis dahin tatsächlich ausgeführten
Teile der Arbeiten gewährt . Bei erheblicher Verzögerung
der Arbeiten durch Unbill der Witterung oder infolge von
Schwierigkeiten in der Beschaffung der Baustoffe kann die
Frist um einen Monat verlängert werden. Die Perlängerung
wäre beim Ministerium deS Innern nachzusuchen .

Kann das Unternehmen voraussichtlich innerhalb der Frist
nicht zu Ende geführt werden, so ist für die Berncssung ve»
Zuschusses nicht der Kostenaufwand Und die Werteuerung des
ganzen Unternehmens , sondern nur desjenigen Teiles zu-
gründe zu legen, der innerhalb der Frist uusgeführt werden
kann.

4 . Ms Zuschuß werden vom Reich drei Sechstel und vom
Staat ein Sechstel der Überteuerung gewährt , dem Unterneh¬
mer bleiben also nur zwei Sechstel der Kberteuerung zur Last.
Die Zuschüsse sind unverzinslich und nicht zurückzuersehen.

5. Die Gesuche find beim zuständigen Bezirksamt in dop¬
pelter Fertigung einzureicheu und sollen folgende Angaben
enthalten (in der Klammer ist die Beantwortung für ein Bei¬
spiel beigefügt) :

s ) Gesuchstellerin: (Gemeinde . )
d ) Unternehmen : (außerordentliche Instandhaltung des Ge¬

meindeverbindungsweges von . . . . nach . . . .)
e ) Veranschlagter Kostenaufwand nach den derzeitigen Prei¬

sen (24 000 M .)
ä) Davon treffen ungefähr auf Löhne (20 000 M .)

auf Materialien (4 000 M .)
e) Veranschlagter Kostenaufwand nach Friedenspreisen :

( 15 000 M .)
Zuschlag von 40 v . H . , (6000 M .)

zusammen (21000 M .)
k) Die kberteuerung beträgt im ganzen (3 000 M .)

Für die Gesuchstellerinallein nach Ilbzug der Beiträge
von Beteiligten (2 000 M .)

g) Davon kommt für die Zeit der Ausführung bis
1. Juli 1919 zum Ansatz (1500 M .)

h) Hiervon übernimmt die Gemeinde V- (500 M .)
i) Demgemäß werden Zuschüsse beantragt vom Reich

(750 M .)
vom badischen Staat (2Ü0 M .)

Dem Gesuch sind die zur Prüfung der Angaben erforder¬
lichen Unterlagen beizufügen.

6 . Das Bezirksamt hat die Gesuche auf ihre Vollständigkeitund auf Richtigkeit der Angaben zu prüfen und mit seiner
Äußerung mit tunlichster Beschleunigung weiter vorzulogen ,
und zwar :

a) wenn es sich um ein Unternehmen aus dem Geschäfts¬
bereich der Oberdirektion des Wasser- und Straßenbaues ,
also von Straßen - oder Wasserbauten, um Unterneh¬
mungen der Landeskultur , um Feldbereinigungen oder
um Kanalisationen und Wasserleitungen handelt , an die
Oberdirekiion des Wasser - und Straßenbaues ,

d) wenn es sich um Wohnungsbauten Windelt , an das Mi »
nisterium für Übergangswirtsämft und Wohnungswesen ,

c) ini übrigen an das Ministerium des Innern .
7 . Die in Ziffer 6 genannten Zentralbehörden erlassen einen

vorläufigen Feststellnngsbescheid :
s ) über die voraussichtliche Höhe der Normalkoften des Un¬

ternehmens (Ziffer 5e ),
d ) über die geschätzte Höhe der Gesamtüberteuerung (Zif¬

fer 5k),
c ) üb« die geschätzte Höhe der für die Zuschüsse in Betracht

kommenden Überteuerungsteile in der Voraussetzung
eines anschlagmätzigen Baufortschritts (Ziffer 5g ),

- 6) über die Höhe des Sinicils , mit -rev sirh 'L»» Reich undder badische - Staat an dem üSerleuervngsontcil <c ) zu¬
schußweise beteiligen . Unter zahlenmäßiger Angabe diesesAnteils für das Reich und ftiri Lei, badischen Staat .Falls der Betrag . unter c) die Höhe vow 150000 M . über -
steigt, ist vor Erlassuiig des FeststcLungSbescheids die Ein .

„ willigung des .Temobilmachungsamtes an Berlin einzu¬holen . Abschriften,LeS Feststellungsbescheids find in ,e2 Fertigungen dem Demobilmachungsamt in Berlinund in je einem Stück dem Finanzministerium vvrzu»
l'egen.

8. Bis zur Höhe der nach 7 0 vorläufig sestgestelltcn Zuschüssekönnen nach Maßgabe des Baufortschriits aus Antrag der Ge¬
meinde von der zuständigen Zentralbehörde Vorschüsse bewil-
ligt werden .

9. über das Verfahren bei der Prüfung der Baurechnungen .sowie das Buchungs - und Zuschußverfahren ergebt besondere
Verfügung .

HI .
Durch die vorstehend geregelte Zuschuhleistung wird die Vor.

nähme von Rotstandsarbeiten den Gemeinden, Kreisen un8
Genossenschaften erheblich « leichtert. Es darf deshalb dis
Erwartung ausgesprochen werden, daß diese Körperschaften!
nunmehr — soweit noch nicht geschehen — ohne jeden Verzugund ohne die Verbe'

scheidung Her Zuschuhgesuche abzuwarten ,die tunlichst rasch und wohlwollend erledigt werden sollen, die
Arbeiten in Angriff nehinen, welche zur Beschäftigung der
Arbeitslosen erforderlich find.

Karlsruhe , den 25 . Januar 1919.
Ministerium des Innern .

I . B . : gez . Weingärtner .
Ministerium für Übergangswirtschaft «nd Wohnungswesen,

gez . : Martzloff .

Änderung der Amtsgrrichtsbezirkseintrilung betr.
Die vorläufige Bolksreyiermig hat unterm 27. Januar d . I .

beschlossen , für die Dauer der Besetzung deS Brückenkopfs Kehlden in das besetzte Gebiet fallenden Teil des AmtsgcrichtSbe-
zirks Offenburg dem Amtsgerichtsbrzirk Kehl und den von-der Besetzung freibleibenden Teil des Amtsgcrichtsbezirk«
Kehl dem Amtsgerichtsbezirk Bühl zuzutrilen .

Diese Entschließung wird zurMentlichen Kenntnis gcbrvcht.
Karlsruhe , den 28 . Januar 1919.

Ministerium der Justiz .
Ter Ministerialdirektor :

Duffner . Meyer.

Die außerordentliche Staatsprüfung für das höhere Lehr¬
amt 1919 betr.

Die nach Bekanntmachung iin SchBBl. 1918, S . 813 , in Aus¬
sicht genommene außerordentliche Staatsprüfung für das
höhere Lehramt wird stattfinden.

Die förmlichen Meldungen zu dieser im Spätjahr 1919 ab-
schließenden, nach Maßgabe der Landesherr ! . Verordnung vom2. April 1913 (Gesetzes - und Verordnungsblatt 1913, Nr . XVI ,SchVBl . 1913 , Nr . X) abzuhaltenden Prüfung sind spätestensbis zum 1 . März d. I . an das Ministerium des Kultus «n»
Unterrichts einzureichen unter Vorlage der nach der Prüfungs -
ordnung erforderlichen Nachweise , soweit sie nicht schon früher
eingerercht worden find . Außerdem ist ein militärischer Aus¬
weis (Führungszeugnis , KriegSstammrollcnauszug, Militär -
paß ) beizufügcn .

Denjenigen , welche infolge Eintritts in den Kriegsdienst, von
der Prüfung s. Zt . zurückgctreten sind, können die in der
ftcüheren Prüfung für die schriftlichen Hausarbeiten gestellten
Aufgaben belassen werden und schon gelieferte Hausarbeiten— sofern sie den Anforderungen genügen — aufrecht erhaltenbleiben . Um diese Vergünstigungen ist in - der Meldung zur
Prüfung ausdrücklich nachzusuchen .

Wegen der Bedingungen für die Zulassung zur Prüfungwerden die Kandidaten aus die Vorschriften der 8s 8, 4, 5 und
8 der Prüfungsordnung vom 2. April 1913 »erwiesen und aufdie Bestimmungen der besonderen Bekanntmachung vom 19.
November 1918 (SchVBl. S . 271) über ..Die Vorbereitung
der Kriegsteilnehmer für das höhere Lehramt " aufmerksam ge¬
macht. Danach sind Gesuche um Erlassung der Anfertigung
der schriftlichen Hausarbeit aus dem Gebiet der allgemeinen
Prüfung der Meldung zur Prüfung beizufügen. Zu der be¬
vorstehenden außerordentlichen Prüfung werden nur Kriegs¬
teilnehmer zugelafsen.

Karlsruhe , den 24 . Januar 1919.
Ministerium des Kultus und Unterrichts.

Der Ministerialdirektor :
Schmidt , Baumgratz .

Bekanntmachung.
Der Schleppschiff«!-,rtsgcsellschaft aus dem Neckar in Hell¬

braun wird aus ihr Ansuchen im Benehmen mit der Württcm -
bergischcn und Hessischen Regierung auch für das badische
Hoheitsgebiet gestattet, einen weiteren Zuschlag von 10 vom
Hundert auf den gesamten Schlepplohn für Fahrzeug und
Ladung , also auch für leere Schisse, zu dem mit Bekannt¬
machung vom 26. Juli 1918 (Staatsanzeiger Nr . 176 vom
1 . August 1918 ) genehmigten Zuschlag von 20 vom Hundert
zum Schlepplohn zu erheben. Der jederzeitige Widerruf die¬
ser Tariferhöhung ist Vorbehalten. Sie tritt unter Verzicht
auf Jnnehaltung der in tz 6 Absatz 3 der Konzessionsurkunde
vom 22. September 1877 für Tariferhöhungen vorgeschrie¬
benen BekanNtmachimgsfrist von einem Monat sofort in Wirk¬
samkeit.

Karlsruhe , den 23 . Januar 1919.
Badisches Ministerium deS Innern .

Der Ministerialdirektor :
Weingärtner . vr . Schühly.

Höchstpreise für Karteffeln betr.
Mit Ermächtigung des Staatssekretärs deS Neichscrnäh«

rungsamts wird in Abänderung der Bekanntmachung des
Ministeriums des Innern vom 3. September 1918 (Slaats -
anzeiger Nr . 207 vom 6. September 1918) an Stelle der feit
1 . Januar 1919 wcggefallenen Schnelligkcitsprämie von 50 Pf .
und der Anfuhrprämie von höchstens 25 Pf . eine Aufbewah-
rungsgehjihr von 75 Pf . für jeden nach dem 1 . Januar 1919
durch den Erzeuger abgelieferten Zentner Kartoffeln fest¬
gesetzt . Der Erzeugerpreis für einen Zentner Kartoffeln be»
trägt hiernach K M . 25 Pf . Dieser Preis schließt die Kosten
der Anfuhr zur Verladestelle sowie des Einladens in den
Eisenbahnwagen oder das Schiff ein . Im übrigen bleibt die
Bekanntmachung vom 3 . September 1918 unberührt .

Karlsruhe , den 25 . Januar 1919.
Ministerium für Ernährungswesen .

I . A. : vr . Schneider . vr . Nicolai»



Amtliche Bekanntmachungen.
Bak «» » t« och« «« » der dt « « <u »

ttOkttt der während de« Krtegr »
v« n de« Bundesrate , de« « eich»»
kauzler , »er Hecresverwaltnng « .
de« « Mtärischen VefehlShader »
erlaffene « wirtschaftlich ««» Ver¬
ordnungen . vom 2» . De». 181L .

Eingriffe einzelner Personen sowie örtlicher In¬
stanzen in die durch kriegswirtschaftliche Verordnungen
«cregelten Gebiete zeugen von der vielfach herrschenden
Auffassung, daß diese Verordnungen durch die Ände-
rnng der Regierungsform außer Kraft getreten seien.

Demgegenüber wird ausdrücklich festgestellt , daß alle
don dem BundeSrate . dem Reichskanzler, der Heeres¬
verwaltung und den militärischen Befehlshabern inner¬
halb ibrer Zuständigkeit erlassenen kriegswirtschaft-
kchc« Verordnungen , soweit nicht ihre Aufhebung sei.
ten» der zuständigen Stellen besonders verfügt ist, ihre
Wirksamkeit in vollem Umfang behalten haben und daß
auch in Zukunft die Regelung der Bewirtschaftung der
in Frage kommenden Stoffe ausschließlich den in den
Verordnungen genannten oder den inzwischen an ihre
Stelle getretenen Behörde« Vorbehalten ist. Jedes Ein¬
greifen Dritter tn die durch kriegswirtschaftliche An.
ordnungen geregelten Gebiete ist unzulässig und straf ,
har . Dies gilt auch für Handlungen von Landes- und
lokalen Instanzen , denen die Befugnis zu wirtsschaft-
kichen Maßnahmen nicht ausdrücklichübertragen ist.

Berlin , den 88. Dezeuiber 1618 .
Die Rrtchsregierung :

Ebert . Scheidemann .
Der Staatssekretär des ReichswrrtschaftsamtS:

Dr . August Müller .
Der Staatssekretär de» Reichsamts für wirtschaftliche

Demobilmachung:
K o e t h.

vorstehende Bekanntmachung bringen wir hiermit zur
öffentlichen Kenntnis . Z .565

Karlsruhe , den 25 . Januar 1919.
Bezirksamt .

M »» k- und Klauenseuche betr .
In der Gemeinde Münzesheim , Amt Brette « , ist die

Maul - und Klauenseuche ausgebrochen. Z.564
Karlsruhe , den 26 . Januar 1919.

Bezirksamt .

kllllisoliss I.snllo8tliestsr.
Im ItvI >LVI«1Il«MS »

Donnerstag , 30. Januar 1919 , (Do . 19>

Xnlang 7 17kr. Lude 9 17kr.

McMIIMdWABMlMhe
Sanntag den 2 . Februar , nachm . i/,2 Uhr, findet im

Städt . Konzerthaus eine Theatervorstellung für unfern
Verein statt , und zwar : „Mauserung ", Lustspiel von
Goett . Die Eintrittskarten hierzu werden für unsere
persönlichen Mitglieder von Donnerstag den 30. Jan .
ab täglich von 2—0 Uhr in der Geschäftsstelle des Ver¬
eins , Akademiestratze 67 , gegen Vorzeigen der Mit¬
gliedskarte 1918/19 abgegeben. Preise der Plätze :
M . 1 .—, 80, 70, 60, 50 . 40 , 30 Psg . Abgezähltes Geld
ist mitzubringen . Vorbestellungen (auch schriftliche )
werden nicht berücksichtigt . Mittwoch den 29. Jan . ist
die Geschäftsstelle geschlossen.

Dienstag de« 4. Februar , abends 8 Uhr, beginnt der
Vortragszyklus von Herrn Prof . Paulcke über „Die
Entwicklungsvorgänge in der Natur , Entwicklung der
Erde als Weltkörprr , der Pflanzen - und Tierwelt , des
Menschen in geologi scheu Zeiten ", im Hörsaalfür Geo.
logie (Techn . Hochschule) , Eing . Hauptportal . Preis der
Eintrittskarte für alle vier Vorträge für Mitglieder
SO Psg . , für Nichtmitglieder 1 .— M . Die Karten sind
»ur in der Geschäftsstelle erhältlich, am 31 . Jan ., 1.
und 3 . Februar , von 2—4 Uhr täglich . st.S16

Geschäftsstelle des BereinS Volksbildung.
Akademiestratze 67.

Hausscduke , okno Leaugackoio , ckauer-
dalteVerardeituirg , mit oclner Qeckorspit« ,
pro paar 7 -0 llglc. bei « Lusenckung . s >isks-
ruag nur gegen vorvorige LinoenUuag «tos
Lotrago » . Sei KicktgeksUen garantieren
vir dereitvMige LurücknaUme nnit iriiok -

radlung ckc» Setrage ». lim genaue
Angabe cker äctroaso uns Sckuk -

uummer virck gebeten
Karsatie k. gute äakunkt. Vvrsanil gestattet.

17° HIuMitll! >ll! I» NlIWfkllil-
dMle W ÜU vvVWl.

Die ain I - kebruar 1919 lästigen Zlinscoupons obiger
kkanckbrieke sonne ciie verlosten Ltücke vercien vom
kalligkeitstage ab rum Lurse von 53L5 kür je
Lr . 100 .—

in kerlia : bei der ftatioaaldaolc tür
ventseklanck »

in prandkart >. Ist . : bei den Herren Oebrücker
ketdman «

« Hannover : bei cten Herren kpdralm -ta ^er
L 8od»

Al flurlsruks: bei Herrn Veit I- iiom-
burger

Werktägstck in den Vormittagsstunden eingelüst .
Ludapest , im Januar 1919 .

peslen Ungan8etis Lommeieisl-kank .

Buche» , garantiert fehlerfrei, .
hohe Form , in den gangbarst -
Männer - und Frauengrötzeu

, bei größerer Abnahme I 90
Mark pro Paar . Höchstver¬

kaufspreis 73S Rk - pro Paar - Mustersendung (große
Bahnsendung , sortiert in den gangbarsten Größen
Herrerl- und Frauenschuhen), zu 7ü .— Mk - franko nur
gegen vorherige Einsendung des Betrages . Bei Nicht-
gefallen garantieren wir be. eitwillige Zurücknahme und
Rückzahlung des Betrags . Um genaue Adresse und für
Bahnsendungen Angabe der Güterstation wird gebeten.
Garantie für gute Ankunft. Versand gestattet.

<0I »rt « 1LtoI »« VoHrspnrtsI Ir » Surlsr »)

l) onnsn8t3Z , clsn 30 . Manual ' 1919, naoiimitlaZs
Z Ufi^ im obsisn Laals ciss l-^ olsls „ s^ iiscliieiiskos "
in t<ai !siutis , l<aiIfiisciiiekstiL8ss 26

Holzschuh -Fabrik Mimbach
(Rheinpfalz ) . F738

MalMMGlW « fll NM A

Baden . Z .533
Gäterrechtsregisterein .

trag Band ll S . 411 : Rie-
ker, Friedrich Ludwig.
Kaufmann aus Karlsruhe ,
und Entilie Marie gebore¬
ne Bauknecht auS Baden .
Vertrag vom 23. Dezem-
ber 1918 — Gütertreu ,
nung .

Baden . 22 . Jan . 1919.
Amtsgericht.

Bruchsal. Z .549
Güterrechtsregtsterein .

trag Band hl Seite 465 :
Wagner , Joseph, Maurer
in Stetffeld , und Lina ge-
bovene Dafferner . Vertrag
vom 8- Januar 1919 . Er -

rungenschaftSgemeinschast
des BGB . Das in 8 2 des
Ertrages verzeichnet ein-
gebrachte Gut der Frau ,
sowie alles Vermögen, das
sie noch durch Erbschaft
oder Schenkung unter Lo¬
benden erwirbt , ist als ihr
Vorbehaltsgut erklärt .
Bruchsal, 21 . Fan . 1919.

Amtsgericht.
Bühl. Z .46S

Güterrechtsregtsterein -
trag Band II Seite 443 :
Gerstnrr , Wilhelm , Land-
Wirt, und Anna geb . Zink
in Bühlertal . Vertrag vom
30. Dezember 1918 . Er .

rungenj -chaftsgemeinschast
des BGB ., rückwirkend
auf den Ehebeginn.

Bühl , 18. Jan . 1919 .
_ Bad. Amtsgericht 2.
Donaueschingen. Z .507

Güterrechts registerein-
trag Band I Seite 294 :

Gut , Karl , Pflästerer in
Unterbaldingen , und Ka.
roline geb . Ganter da¬
selbst .

Vertrag vom 18. Dezbr .
1918 : Gütertrennung .

Donaueschingen,
den 16. Januar 1919 .
_ Amtsgericht.
Heidelberg. Z.486

Güterrechtsregtsterein .
träge :

Band VI Seite 237 :
Köhler, Georg , Kaufmann ,
in Rohrbach, und Emma
geb . GerdeS. Vertrag vom
8 . Januar 1619 . Errun -
genschaftsgemeinfchaft.

Band Vl S . 238 . Ganz .
Wilhelm , Gipser in Hei¬
delberg, und Anna gebore¬
ne Regel. Vertrag vom
6. Januar 1919. Güter ,
trennung .
Heidelberg, 21 . Jan . 1919 .
_ Amtsgericht 3.
Heidelberg. Z .550

Güterrechts registerein.
trag . Band VI Seite 239 :
Kling , Adam, Schreiner in
Heiligkreuzsteinach, u . Ma .
rie geb . Heckmann . Ber -
trag vom 6. Januar 1919.
Gütertrennung .
Heidelberg. 25 . Jan . 1919.

Amtsgericht 3.
Karlsruhe . Z .531

In das GüterrechtSregi-
ster ist zu Ban- IX ein¬
getragen :

Seite 259 : Unser, Karl ,
Kaufmann , Karlsruhe , u.
Elise geb . Bartmann . Ber .
trag vom 16. Jan . 1919 .
Allgemeine Gütergemein ,
schalt mit Vorbehaltsgut
der Frau .

Seite 260 : HSusle ,
Theodor, Postschaffner,

Karlsruhe , und Berta ge¬
borene Koppel Vertrag
vom 15. Januar 1919 . All¬
gemeine Gütergemeinschaft
mit Borbehaltsgut der
Frau .
Karlsruhe , 24. Jan . 1919 .
Bad isches Amtsgericht S 2.
Kehl. Z .S52

In das GüterrechtSregi .
ster Band I Seite 334
wurde eingetragen : Net¬
neck, Otto Ludwig Heinrich,
Ingenieur in Neumühl , u.
Luise Frieda geb . Schmidt.
Vertrag vom 21 . Januar
1919 . Gütertrennung .

Kehl. 24 . Jan . 1919.
_ Amtsgericht.
Mannheim . Z.532

Zum Güterrochitsregister
Band XIII wurde heute
eingetragen :

1. Seite 371 : Norbert
Lutz, Fuhrwerksbesitzer, u.
Helene geb . Beck in Mann -
heim. Durch Vertrag vom
8 . Januar 1919 ist unter
Aufhebung des Vertrags
vom 15. November 1911

Errungenschaftsgemein ,
fchaft vereinbart .

2. Seite 372 : Karl Stie -
ber, städtisch ., : Aufseher̂
und Barbara geb. Mar .
zenell in Mannheim -Rhei.
nau . Vertrag vom 9. Ja¬
nuar 1919. Gütertren .
nung .

3. Seite 373 : Georg Al-
frei» Werner DreSler ,
Bankbeamter , und Frieda
Margareta geb . Kübler in
Mannheim . Vertrag vom
13. Januar 1619 . Errun -
genschaftsgemoinschast.
Vorbehaltsgut der Frau
ist das im Vertrage näher
bezeichnet« Vermögen.

4. Seite 374 : Joseph
Fichter, Schutzmann , und
Anna geb . Kolb in Mann ,
heim . Vertrag vom 21.
Januar 1919 . Errungen ,
schastsgemeinschaft. Vor-
behaltsgut der Frau ist
daS im Vertrage näher
bezeichnet « Vermögen.

5 . Seit» 375 : Fritz
Waldecker , Postsekretär, u.
Marie geb . Zieger in
'Mannheim . Der Mfmn
hat das der Frau gemäß
8 1357 BGB . zustehende
Recht , innerhalb ihres
häuslichen Wirkungskrei .
ses die Geschäfte des
Mannes für ihn zu besor .
gen und ihn zu vertreten ,
ausgeschlossen .
Mannheim . 25 . Fan . 1919 .

Bad. Amtsgericht R . 1.
Pforzheim . Zch51

GüterrechkSregisterein-
trag . Berstecher, Matthäus ,
Schreiner zu Pforzheim ,
und Helene geb . Hüber.
Vertrag vom 8 . Jauuar
1919 . Gütertrennung .

Amtsgericht Pforz heim.
Vereins-Register.

Offenburg . I .562
Vereinsregisiere :nk :ag

Band I O,»Z . 8 . — Verein
Metzgergcnoffenschaft Of¬
fenburg — : Karr Nerltn .
aer , Josef Bu . g und Franz
Menzer find aus dem Vcr .
stand auSgeschieden ; statt
ihrer sind Hie Metzgcrmei.
ster Theodor Siebert , Emil
Adler und Gustav Wink,
ler in Offenburg bestellt.
Offenburg , 25. Jan . 1619 .

Amtsgericht.

» Wl . MWW
». ktreitW EmSlMM .
Z .544 .2 Rastatt . Das

Dienstmädchen Emma
Steinacher in Emmendin¬
gen klagt gegen den Fri .
seur Anton Wecdell, frü¬
her in Rastatt , jetzt unbe-
kannt wo, unter der Be¬
hauptung , der Beklagte sei
der Vater ihres am 21. Ja .

nuar 1918 geborenen und
am 14. Dezember 1918
verstorbenen Kindes Anna
Steinacher .

Ms solcher sei er gesetz-
lich verpflichtet, der Klä¬
gerin -Mutter und einzigen
Erbin ihres verstorbenen
Kindes die Unterhaltsren¬
te für 1 Jahr mit 360 M.
zu zahlen und außerdem
die Entbiadungskosten mit
120 M. zu ersetzen . Der

8 e § rÜ 88 un § 8 - k 'eier
Lkren un8erer ^ .d § eordne1en

vsstbuncisn mit Fssslligsi ' 0nlsnliaftung .
raklnsiefism Lssuoli Ia6sn win unssks l^ artsi --
fnsuncls aus Ltaclt uncl t- ancl fnsuncllicrkst sin .

llvi » Msklsussvkuks gsT . On . Oisnslbaok .

zeugnis der besuchten Höhe -Suche größere Posten

WM » r « U
"
-».

Angebote «nr mit Preis .
Birsel. Dortmund.

Schwanenftr . 81, Tel - 2541 -

Klagantrag geht also auf
kostensällige, vorläufig

vollstreckbare Verurteilung
des Beklagten zur Zah.
lung von 480 M . nebst 4
Prozent Zinsen hieraus
seit dem Klagzustellungs .
tage an . Zur mündlichen
Verhandlung des Rechts¬
streits wird der Beklagte
vor das Amtsgericht hier
auf DienStag, den 18.
Mär , 191», vormittags 9
Uhr, geladen.
Rastatt , 18. Jan . 1919 .
Der GerichtSschrelber deS

Bad . Amtsgerichts.

Z. 624 .2 WaldShut.
Die Maschinenschlosser Max
Hermann Kappeler Ehefrau
Maria Elisabeth« geb.
Greiner zu Wehr , vertre¬
ten durch Rechtsanwalt
vr . Waldi in Schopfheim,
klagt gegen ihren genann¬
ten Ehemann , früher zu
Wehr , jetzt an unbekann .
ten Orten , auf Grund der
88 1565, 1568 BGB . mit
dem Anträge auf Schei-
düng der zwischen den
Parteien zu Säckingen am
12. Oktober 1907 geschlos-
senen Ehe aus Verschul¬
den heS Beklagten unter
Kostensolge für Letzterem ,
und ladet den Beklagten
zur mündlichen Verhaut »,
lung des Rechtsstreits vor
die zweite Zivilkammer
des Landgerichts zu
Waldshut auf Freitag ,
den 4. April 1919, vormit¬
tags 9 Uhr, mit der Auf.
forderung , einen bei dem
gedachten Gerichte zuge-
lassenen Anwalt zu be
stellen .
WaldShut . 29 . Dez. 1918 .

GerlchtSschreiber
deS Landgerichts.

Zahlungssperre .
Z .557 .2 .1 Rastatt . Auf

Antrag der Firma Süd¬
deutsche Bank Abt. der
Pfälzischen Bank in
Mannheim , vertreten
durch die Rechtsanwälte
vr . Hachenburg, vr .
Strauß and vr . Bing in
Mannheim wird den Ei¬
senwerken Gaggenän A . G.
in Gaggena « auf Grund
deS 8 1020 ZPO . verbo-
ten, an den Inhaber der
Aktien Nr . 380 , 875 und
940 vom 8 . November 1915
über je 1000 Mark eine
Leistung zu bewirken, ins -
besondere neue ZinS-
Renten - oder Gewinn -
anteilschetne oder einen
Erneuerungsschein auszu -
geben.

Rastatt , 23. Fan . 1919 .
Bad . Amtsgericht.

Z.558 . Durlach . In dem
Konkursverfahren über
das Vermögen des Haf-
nermeisterS Gustav Ewald
in Durlach ist zur Abnah.
me der Schlußrechnung
des Verwalters , zur Erhe .
bung von Einwendungen
gegen das Schlutzverzeich -
nis der bei der Verteilung
zu berücksichtigenden For¬
derungen , und zur Be¬
schlußfassung der Gläubi -
ger über die nicht verwert -
baren Vermögensstücke der
Schlußtermin bestimmt
auf Freitag , den 21 . Fe,

brnar 1919, vormittags 9
Uhr, voy- dem. AmtSgerich-
te Hierselbst . Gerichts¬
schreiberei des Amtsge¬
richts Durlach.

Z .55S . Mannheim . In
dem Konkursverfahren
über das Vermögen deS
Anton Gnmbel II ., Bau -
geschäft in Mannheim .
Feudenheim , ist zur Ab-
nähme ber Schlußrechnung
des Verwalters , zur , Er -
Hebung von Einwendungen
gegen daS Schlußverzeich-
nis der bei einer Vertei -
lung zu berücksichtigenden
Forderungen und zur Be-
schlußfaffung bezw. Anhö-
eng der Gläubiger über
die nicht verwertbaren Ver .
mögensstücke und über die
Erstattung der Auslagen
uns die Gewährung einer
Vergütung an die Mitglie¬
der des Gläubigeraus -
schusses der » ScUußtermin
bestimmt auf : Freitag ,
den 21. Februar 1919 ,
vormittags 11 Uhr» vor
dem Amtsgericht Mann¬
heim. Z. 3,- 2. Stock , Zim-
mer 113.
Mannheim , 23. Jan . 1919 .
Der Gerichtsschreiber des

Amtsgerichts Z. 3 .

klWWW .
Ladung.

Z .509 ? Breisach.
Der Händler Josef Rai¬
mund» geboren am 24 . De¬
zember 1871 »in Sasbach ,
wohnhaft in Hornuffen
(Schweiz) , wird beschuldigt ,

daß er durch ein Vergehen
nach 8 140 Absatz 1 Nr .
3 StGB , die Wehrpflicht
verletzt habe. Er wird auf
Anordnung des Amtsge¬
richts Breisach auf Don¬
nerstag , 29. März 1919 ,
vormittags 10ff Uhr, vor
das Schöffengericht in
Breisach zur Hauptver -
hcmdlung geladen. Auch
bei unentschuldigtem Aus¬
bleiben wird zur Haupt¬
verhandlung geschritten
werden .
Breisach, 23. Jan . ISIS.
Der Gerichtsschreiber des

Amtsgerichts.

WWme
MiMaWM
Fischwassrr-

Uerpachtnng.
Dir hiesige Nadtgemein -

de läßt am Montag , den 3.
Februar ISIS, ,nachm . 4fh
Uhr, im Rathause das
Fijchwaffer auf hiesiger
Gemarkung — dasjenige
im Schlierbach ausgenom -
men — für 12 weitere
Jahre öffentlich verpack»,
ten . F .S18.3L .1
Schopfheim, 25 . Jan . 1918.

Bürgermeisteramt :

WM « .
Aus der General Gme-

lin 'schen Stipendienstif¬
tung ist ein Stipendium
von 200 M< an einen Stu .
dierenden auf einer Uni-
versität , technischen Hoch,
schule oder Kunstakademie
für das Winterhalbjahr
1918/19 z» vergeben. Be-
rechtigte Verwandte des
Stifters wollen ihre Be-
Werbung nebst Abgangs-

ren Lehranstalt in beglau-
bigter Abschrift bei der
Verwaltung der Stiftung
Westendstraße 3 in Karls ,
ruhh . bis 29. Februar 1919
einreichen. F .919

Hochbauarbette«, wie
Maurer - , Zimmer - und
Blechnerarbeiten zum Um-
bau des Wlärterwohnge-
bäudes Wartstat . 29
Jspringerhöhe nach Fi .
nanzministerialverordnung
vom 3 . Januar 1907 öf-
fentlich zu vergeben. «Zeich-
nungen , Bedingnishest u.
Arbeitsbeschriebe auf dem

Geschäftszimmer der
Bahnbauinspektion I

Karlsruhe und Bahnmei¬
sterei I Pforzheim zur
Einsicht, dort auch Abgabe
der Angebotsvordrucke.
Versaiü» » nach auswärts
findet nicht statt. Angebo-
te verschlossen, postfrei und
mit entsprechender Auf.
schrift , längstens bis Mitt ,
woch, den 12. Februar , vor.
mittags 19 Uhr, bei - der
Bahnbauinspektion I

Karlsruhe einreichen, dort
auch Öffnung der Angebo.
te. Zuschlagsfrist 3 Wo.
chen. - Z .556 .2.1
Karlsruhe , 26 . Fan . ISIst

Bahnbauinspektion I.

Kadtsch-
fchweirerifcher
Personen - « nd
Gepäcktarif.

Auf 1 . Februar 1919 er¬
scheint der Nachtrag Xlll
zum obenbezeichneten Ta¬
rif . Durch diesen Nach¬
trag wird die Fracht für
Gepäck und Expreßgut auf
der- schweizerischen St :ek.
ken für Entfernungen bis
SS Tarifkilometer um s »l-
gende Zuschläge erhöht :
Auf Entfernungen bis 19
Tarifkilometer um 100
Rappen für 100 Kg, aus
Entfernungen von 11 bis
20 Tarifkilometer um 129
Rappen für 100 lrx, auf
Entsernungön von 21 bis
30 Tarifkilometer um 149
Rappen für 100 kg , auf
Entfernungen von 31 Ta -
rifkilometer um 138 Rap .
pen für 100 kg , auf Ent¬
fernungen von 32 Tarif¬
kilometer um 136 Rappen
für 100 Kg usw. , für je-
des weitere Tarifkilometer
2 Rappen weniger . DaS
Mindesttaxgewicht einer
Sendung für die schweize¬
rischen Strecken wird von
20 Kg auf 10 Kg herabge¬
setzt Die Mindestfracht
für eine Sendung wird
für die schweizerischen
Strecken auf 80 Rappen
erhöht. Der erhöhte schwei.
zeriscke Gepäck- und Ex-
Preßguttarif gilt nach der
Wiedereröffnung des ba.
irischen Bahnhofs in Basel
auch für die Basler Ver¬
bindungsbahn . ZL59

Kerner werden durch
den - Nachtrag XIII di«

Tarifsätze zwischen schwei.
zerischen Nationen einer -
seits und Metz, Mülhausen
(Elf .) und Straßburg über
badische Strecken sowie
Ludwipshafen und Mann¬
heim über Straßburg an¬
derseits aufgehoben. »

Nähere Auskunft erteilt
unser Verkehrsburecru.
Karlsruhe , 28. Jan . 1919t

Generaldirektion der
Staatseisenbahne «.
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